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HEUTE IM LOKALTEIL

// Gemüsegärtner
für eine Saison

Auf dem Hof Gut Hebscheid
sollen erstmals Gartenpar-
zellen für Hobbygärtner ver-
pachtet werden. Sie sollen
von Mai bis November den
gesamten Gemüsebedarf für
eine vierköpfige Fämilie lie-
fern. Auch Blumen können
ausgesät werden. Bio ist je-
doch Pflicht.

// Auf der Kehrseite
des Karnevals

// Alemannia sucht
Schneeschipper
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FAMILIENANZEIGENFAMILIENANZEIGEN
Heute im Produkt Lokales

Startklar für Olympia
André Lange trägt die
deutsche Fahne � Sport

Tod einer Ikone
Alexander McQueen und
seine Mode � Seite 6

Wetter: -5° bis -2°
Bis zu zehn Zentimeter
Neuschnee

Schnee legt Verkehr lahm
Schwere Unfälle in der Region. Kaum noch Salz.
Aachen /Düren /Heinsberg . Der
Winter lässt nicht locker: Schnee-
und eisglatte Straßen haben am
Donnerstag Lastwagen- und Auto-
fahrern in der Region zu schaffen
gemacht. Auf der Autobahn 4 zwi-
schen Eschweiler und Düren hat
es schwere Unfälle gegeben, so
dass beide Fahrbahnen zeitweise
voll gesperrt werden mussten. In
Richtung Aachen gab es sieben Ki-
lometer Stau, in der Gegenrich-
tung drei Kilometer.

Mit winterlichen Straßenver-
hältnissen muss weiterhin vor al-
lem auf Nebenstrecken gerechnet

werden. Wegen Lieferengpässen
beim Salz sind Streufahrzeuge des
Landesbetriebs Straßenbau NRW
nur noch auf „wichtigen Straßen“
im Einsatz. Die Einsätze auf Bun-
des- und Landstraßen müssen auf
Zeiten mit hohem Verkehrsauf-
kommen zwischen 6 und 20 Uhr
beschränkt werden.

Stark befahrene Bundesstraßen,
Strecken mit besonderen Ge-
fahrenpunkten sowie Fahrbahnen
zu Krankenhäusern oder Feuerwa-
chen, die häufig von Rettungs-
fahrzeugen genutzt werden, wür-
den bevorzugt gestreut. (an)

Tarifgespräche
im Öffentlichen
Dienst scheitern
Alle Hoffnungen ruhen nun auf der Schlichtung,
die in der kommenden Woche beginnt.
Ansonsten drohen Urabstimmungen und Streiks.

Potsdam. Die Tarifgespräche für
die rund zwei Millionen Beschäf-
tigten von Bund und Kommunen
sind gescheitert. Arbeitgeber und
Gewerkschaften teilten am Don-
nerstagabend nach der dritten
Verhandlungsrunde in Potsdam
mit, dass gemeinsam die Schlich-
tung angerufen werde.

Der Verhandlungsführer des
Bundes, Innenminister Thomas de
Maizière (CDU), sagte, die Arbeit-
geber seien „bis an die
Grenze“ gegangen. Ver-
di-Chef Frank Bsirske
erklärte, die Gewerk-
schaften hätten keine
andere Möglichkeit ge-
sehen, als das Scheitern
zu erklären. Laut de
Maizière beginnt die
Schlichtung am kommenden
Donnerstag in Hannover. Streiks
oder Warnstreiks sind während
der Schlichtung nicht erlaubt.

De Maizière sagte, die Arbeitge-
ber hätten ein Gesamtvolumen
von 1,5 Prozent für eine Laufzeit
von zwei Jahren vorgeschlagen.
Mit diesem Volumen hätten die
Forderungen der Gewerkschaften
umgesetzt werden können. Verdi-
Chef Frank Bsirske erklärte hinge-
gen, mit dieser Größenordnung
sei keine Konkretisierung möglich
gewesen. Neben mehr Geld für die
Beschäftigten wollen die Gewerk-
schaften eine tarifvertragliche Al-
tersteilzeit, Verbesserungen für
Auszubildende sowie bessere Auf-
stiegsmöglichkeiten erreichen.

Der Verhandlungsführer der Ta-
rifunion im dbb beamtenbund,

Frank Stöhr, kritisierte, für 2011
hätte das Angebot der Arbeitgeber
einen Reallohnverlust bedeutet.
Alle Beteiligten zeigten sich aber
zuversichtlich, in der Schlichtung
doch noch zu einem Ergebnis zu
kommen. Sollten auch die Gesprä-
che über einen Schlichtungs-
spruch scheitern, drohen Urab-
stimmungen und Streiks. Stöhr
sagte aber: „Wir wollen den Tarif-
abschluss noch im Februar. Wenn

auch die Arbeitgeber sich bewe-
gen, können wir diese Schlichtung
zum Erfolg führen und eine weite-
re Eskalation des Tarifkonflikts
vermeiden.“

Die Gewerkschaften waren mit
einer Forderung von fünf Prozent
in die Gespräche gegangen. In den
Verhandlungen boten sie dann
nach eigenen Angaben für 2010
ein Plus im Gesamtvolumen von
3,5 Prozent, wovon 2,5 Prozent
auf eine lineare Erhöhung der Ent-
gelte einschließlich sozialer Kom-
ponente entfallen sollte.

Als Schlichter benannten die Ar-
beitgeber den früheren sächsi-
schen Ministerpräsidenten Georg
Milbradt (CDU), die Gewerk-
schaftsseite benannte Hannovers
langjährigen Oberbürgermeister
Herbert Schmalstieg (SPD). (dpa)

„Wir wollen den Tarifabschluss
noch im Februar.“
FRANK STÖHR VON DER
TARIFUNION BEAMTENBUND

Bibbern und bützen: Selbst Schneeweiber tauen auf

Bei diesen Temperaturen helfen nur
noch warme Gedanken und
Geschunkel bis zum Umfallen: Wie
in Aachen-Burtscheid (Foto) feier-
ten gestern die Jecken überall in der
Region Weiberfastnacht. In den
rheinischen Hochburgen stürmten
verkleidete Frauen die Rathäuser

und ließen sich beim bützen auch
nicht vom Schneegestöber stören.
Klirrend kalt bleibt es auch an die-
sem Karnevalswochenende. Nachts
könne es bis zu minus sieben Grad
kalt werden, meldet der Deutsche
Wetterdienst. Tagsüber lägen die
Temperaturen um null Grad, am

Sonntag und am Rosenmontag auch
gelegentlich bei plus einem Grad.
Am Freitag und Samstag müsse mit
neuen Schneefällen gerechnet wer-
den. Foto: Steindl � Seite 5, Lokales
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Griechenland
erhält vorerst
keine Hilfen
Brüssel. Das hoch verschuldete
Griechenland erhält vorerst keine
Finanzhilfen der EU. Beim Sonder-
gipfel in Brüssel habe die Regie-
rung in Athen „keinerlei finanziel-
le Unterstützung“ zur Abwehr ei-
nes Staatsbankrotts beantragt, sag-
te EU-Ratspräsident Herman Van
Rompuy gestern. Ein späteres
Hilfspaket ist nicht ausgeschlos-
sen, die EU setzt aber zunächst auf
einen noch härteren Sparkurs
Athens. (afp) � Seite 2

340 000 Euro für Haiti
Spenden für Erdbebenopfer dringend benötigt
Aachen. 340 000 Euro haben un-
sere Leserinnen und Leser bereits
für die Erdbebenopfer in Haiti ge-
spendet. Vier Wochen nach der
verheerenden Katastrophe ist die
Lage für die Überlebenden nach
wie vor kritisch. Vor allem die hy-
gienischen Bedingungen und die
Wasserversorgung seien proble-
matisch, berichten das Kinder-
hilfswerk Unicef und die Verein-
ten Nationen. Allein aus der
Hauptstadt Port-au-prince seien
schätzungsweise 460000 Men-

schen aufs Land geflohen, wo sie
in hunderten wilder Zeltstädte
campieren. Nach jüngsten Schät-
zungen der haitianischen Regie-
rung fielen dem Beben rund
217000 Menschen zum Opfer.

Auch die Eupener Fotografin
Alice Smeets, die sich seit 2007 für
den Karibikstaat engagiert, unter-
stützt mit einem eigenen Projekt
den Wiederaufbau. Die 22-Jährige
verkauft einen Teil ihrer Arbeiten
zugunsten einer Schule und eines
Waisenhauses. (an) � Seite 8

Steinbach zelebriert ihren Rückzug aus der Stiftung
Konflikt um die Rolle der Vertriebenen-Präsidentin beendet. Bundesregierung verzichtet auf Vetorecht. Mehr Sitze für den Verband.

Berlin. Der monatelange Konflikt
über die Rolle Erika Steinbachs bei
der Vertriebenen-Stiftung ist end-
lich gelöst. Nach dem gestern er-
zielten Kompromiss verzichtet
Steinbach endgültig auf einen Sitz
im Stiftungsrat. Dafür bekommt
der Bund der Vertriebenen (BdV)
in dem Gremium mehr Gewicht.

Zum Schluss waren die meisten
Beteiligten wohl nur noch ge-
nervt. Das Thema müsse endlich
vom Tisch kommen, hieß es uni-
sono in den Regierungsparteien.
Nach dem gestrigen Treffen der
Fraktionschefs von Union und
FDP mit Vertriebenen-Präsidentin

Erika Steinbach war es dann so
weit: Steinbach hatte eigens die
Bundespressekonferenz angemie-
tet, um die erlösende und für alle
Seiten gesichtswahrende Bot-
schaft zu verkünden.

Zur Erinnerung: Die Stif-
tung „Flucht, Vertreibung
und Versöhnung“ soll eine
Ausstellung in Berlin auf-
bauen, in der an
das Schicksal
von europäi-
schen Vertriebe-
nen, vor allem der
rund zwölf Millio-
nen Deutschen

nach dem II. Weltkrieg erinnert
wird. Steinbach beharrte lange auf
einem Sitz in dem Stiftungsrat,
was aber immer wieder von Bun-

desaußenminister Guido
Westerwelle (FDP) we-
gen des erklärten Wi-
derstands in Polen ab-
gelehnt wurde. In den
letzten Wochen ging
es daher „nur“ noch

um den Preis für Stein-
bachs Verzicht.

Diesen Preis hatte sie persönlich
in die Höhe getrieben. Vor allem
das Vetorecht der Bundesregie-
rung bei der Besetzung des Stif-
tungsrates war der streitbaren
Frontfrau aller Heimatvertriebe-
nen ein Dorn im Auge. Nun wird
dieser Passus im Gesetz gekippt. In
Zukunft soll der Bundestag über
sämtliche Personalvorschläge für
den Stiftungsrat abstimmen. Au-
ßerdem setzte sich Steinbach mit
ihrer Forderung nach einer Ver-
dopplung der BdV-Sitze durch.
Statt drei werden es nun sechs
sein. Das gleiche Recht wurde
auch den anderen im Stiftungsrat

vertretenen Institutionen zugebil-
ligt. Der Bundestag kommt nun
auf vier statt zwei Sitze. Auch die
Sitze für die Kirchen und den
Zentralrat der Juden wurden auf-
gestockt. So wird der Stiftungsrat
von 13 auf 21 Mitglieder erweitert.
Einer von Steinbach gewünschten
Erweiterung der Ausstellungsflä-
che wurde ebenfalls entsprochen.

Nur bei der Organisationsstruk-
tur zog Steinbach den Kürzeren:
Die Stiftung bleibt unter dem
Dach des Deutschen Historischen
Museums. Die BdV-Chefin wollte
daraus eine selbständige Einrich-
tung machen. (vet)

Umstritten: Eri-
ka Steinbach.

Foto: dpa

HEUTE MIT

AN-INFO
Wir bitten um
Verständnis,
wenn sich bei Eis
und Schnee die
Zustellung Ihrer
Zeitung einmal
verzögern sollte.

KURZ NOTIERTKURZ NOTIERT

Tipps für die
perfekte Hochzeit
Aachen. Welches Kleid, wel-
che Frisur, welches Make-up,
welches Budget? Antworten
auf diese und viele weitere
Fragen zum schönsten Tag im
Leben finden Sie in unserer
heutigen � Beilage

DER, DIE, DASDER, DIE, DAS

Amtlich: Katholische
Kirche ist „christlich“
Die Katholische Kirche darf
sich weiter „christlich“ nen-
nen. Das hat das Verwaltungs-
gericht Freiburg entschieden –
ohne sich mit der Lehre und
dem Gebaren der Kirche ausei-
nanderzusetzen. Nach Anga-
ben des Gerichts wies die 2.
Kammer aus formellen Grün-
den die Klage einer Glaubens-
gemeinschaft ab, die eine
Streichung des „christlich“ aus
dem Vokabular der Diözesen
erzwingen wollte. Kläger ist
die Glaubensgemeinschaft
„Das Universelle Leben Aller
Kulturen Weltweit“. (dpa)


